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„Bigger than Life“: Im Jüdischen
Museum von Wien wird Hollywood
als Erfahrung jüdischer Emigration
und jüdischen Lebens gezeigt und
gefeiert. Kino 33

„Das Leben ist kein Fahrrad“ heißt
Biljana Srbljanovićs neues Stück. Es
spielt in einem bedrückend kalten
Serbien, dem die Väter fehlen. Ur-
aufführung war in Bochum. Seite 32

Mecklenburg-Vorpommern ist die
am dünnsten besiedelte Region
Deutschlands. Wenn man ihr nun
noch die Theater kaputtspart, leben
hier bald nur noch Elche. Seite 31

Die Bloggerin Razan Ghazzawi ist
am Sonntag von der Polizei des
syrischen Präsidenten Assad verhaf-
tet worden. Über ihren Verbleib ist
bisher nichts bekannt. Medien 35

Das andere gelobte Land

Serbien, vaterloses Land

Das geht auch billiger

Syrische Bloggerin in Haft

Heute

W
ir wollen alle Tage sparen und
brauchen alle Tage mehr.
Und täglich wächst mir neue
Pein.“ Der so klagt, ist nicht

der griechische Finanzminister, sondern
der von ähnlichen Finanznöten gebeutel-
te Marschalk am Hofe des Kaisers in Goe-
thes Faust II. Die Szene spielt in der Kai-
serpfalz, in einer sich auflösenden, zu-
tiefst korrupten Gesellschaft, in der Kul-
tur und Ethik jede Bindungswirkung ver-
loren haben, eine enthemmte Ober-
schicht das Gemeinwesen ausplündert
und sich schamlos bereichert, während
die Politik ihre Gestaltungsmacht einge-
büßt hat. Jeder sucht seinen Vorteil, jeder
kämpft gegen jeden, es wird betrogen und
gelogen, was das Zeug hält. Verhältnisse
also, die uns nur allzu bekannt vorkom-
men. Einen Kanzler gibt es in der Kaiser-
pfalz auch, der immerhin – sachter Unter-
schied zur Gegenwart – bemerkt: „Ent-
schlüsse sind nicht zu vermeiden, wenn
alle schädigen, alle leiden . . .“

Ein Entschluss wird endlich auch ge-
fasst. Er geht auf Mephistopheles zurück
und besteht darin, ungedecktes Papier-
geld einzuführen, das in dieser Gesell-
schaft natürlich nicht für produktive In-
vestitionen genutzt, sondern in einem de-
kadenten Luxusrausch verbraten wird.
Am Ende bricht der Spuk zusammen, und
das Land versinkt endgültig in Armut und
Anarchie.

Staatsschuldenkrisen sind nichts Neu-
es. Bevorzugt finden sie in Gesellschaf-
ten statt, in denen auch sonst vieles im
Argen liegt. Hilflose, die Interessen klei-
ner Gruppen bedienende Lösungsvor-

schläge, die am Ende alles noch schlim-
mer machen, gab es in solchen Situatio-
nen immer. Als Krisenauswege sind der-
zeit vor allem zwei Maßnahmen im Ge-
spräch: erstens die Vergemeinschaftung
der Schulden durch Eurobonds, was aller-
dings die Forderung nach einer Fiskaluni-
on – also den Verlust nationaler Haus-
haltssouveränität – fast zwangsläufig
nach sich zieht. Am Ende würde über die
Ausgaben für italienische Universitäten
oder spanische Arbeitslose in Brüssel
oder, schlimmer, in Frankfurt oder Berlin
entschieden. Aber auch die zweite ins Ge-
spräch gebrachte Variante ist bedenklich:
der bedingungslose Aufkauf von Staats-
anleihen durch die EZB. Ein solches Flu-
ten der Märkte mit Zentralbankgeld wür-
de zwar nicht unbedingt Inflation, aber
ganz sicher die nächste große Finanz-
marktblase nach sich ziehen und den
längst viel zu groß gewordenen Finanz-
sektor weiter aufblähen.

Vor einer Abwägung der Lösungsvor-
schläge lohnt es, sich über die Ursachen
der Krise zu verständigen. Die banalste
und dümmste, von der Bundesregierung
offenbar geteilte Krisenerklärung besteht
darin, dass einige Staaten jahrelang über
ihre Verhältnisse gelebt haben und des-
halb jetzt zum Sparen gezwungen werden
müssen. Wer an diese Erklärung glaubt,
für den ist jede Maßnahme, die den Spar-
druck mildert und den Zugang zu neuen
Krediten erleichtert, von Übel. Mit Ver-
weis auf diese Erklärung wurde Griechen-
land zunächst als „isolierter Fall“ behan-
delt. Eine These, die sich in der Folge
ebenso blamierte wie die meisten ande-
ren, mit denen die Bundesregierung sich
seit Beginn der angeblichen Euro-Ret-
tung hervorgetan hat.

Gegen diese Krisenerklärung spricht
schon der Zeitraum, in dem die europäi-
schen Staatsschulden aus dem Ruder ge-
laufen sind. Das waren nämlich keines-
wegs jene Jahre, in denen in Europa der
Sozialstaat auf- und ausgebaut wurde.
Das rapide Schuldenwachstum fällt viel-
mehr in eine Zeit, in der der Neoliberalis-
mus nahezu unangefochten die Agenda
der Politik bestimmte, soziale Leistungen
gekürzt und umfassende Privatisierungen
durchgesetzt wurden. Trotz Wiederverei-
nigung lag der Anteil der Staatsschulden
an der Wirtschaftsleistung in Deutsch-
land 1995 bei gerade mal 55 Prozent. Da-
nach stieg er kontinuierlich an, parallel
zu einem beispiellosen sozialen Raubbau
im Rahmen der Agenda 2010. Den größ-
ten Sprung machte die öffentliche
Schuld, just nachdem deutsche Politiker
die „Schuldenbremse“ erfunden hatten.

Die Entwicklung in anderen Eurolän-
dern verlief ähnlich. Besonders markant
ist der Fall Irlands. Die Grüne Insel hatte
2007 eine Staatsschuldenquote von gera-
de mal 25 Prozent und galt als Muster-
schüler gediegener Haushaltsführung.
Mittlerweile hat die irische Schuldenquo-
te 100 Prozent überschritten.

Was war 2008 geschehen? Tatsächlich
gab es in nahezu allen Ländern einen Aus-
gabeposten, der fortan Extremwerte er-
reichte: Ausgaben zur Stützung von Fi-
nanzinstituten, die sich verzockt hatten
und ihre Verluste nicht mehr tragen konn-
ten. Die deutschen Staatsschulden sind al-
lein infolge der Bankenrettung um rund
250 Milliarden Euro angeschwollen. Die
Explosion der irischen Staatsschulden
geht nahezu ausschließlich auf das Konto
der irischen Banken. Mit diesen wurden
natürlich auch ihre Gläubiger, also nicht
zuletzt deutsche Banken und Versicherun-
gen, gerettet. Wie die „Financial Times“
zu berichten wusste, war bei der irischen
Bankenrettung erheblicher Druck von Sei-
ten der EZB im Spiel. Wäre Irland den
Weg Islands gegangen, hätten die Iren
heute kein Staatsschuldenproblem, die
Deutschen dafür ein umso größeres.
Auch die spanische Staatsschuldenkrise
ist in erster Linie ein Produkt der spani-
schen Bankenkrise.

Auf den steilen Anstieg ihrer Schulden
reagierten die meisten Regierungen, in-
dem sie ihre Bevölkerung mit Sparpro-
grammen zu drangsalieren begannen. Im

Ergebnis taumelt ein Euroland nach dem
nächsten in die Rezession, in der die
Staatsschulden schon deshalb weiter stei-
gen, weil die Steuereinnahmen schneller
wegbrechen, als die Ausgaben je gekürzt
werden können. Verstärkt wurde und
wird die Misere dadurch, dass die gerette-
ten Banken ihren staatlichen Rettern im-
mer höhere Zinsen diktieren.

Es gibt aber noch einen weiteren
Grund für steigende Staatsschulden:
Wird ein Binnenmarkt mit gemeinsamer
Währung begründet und dabei auf jede
Harmonisierung der Steuerpolitik ver-
zichtet, bedeutet das für die Steuersätze
auf Gewinne, Kapitalerträge und Vermö-
gen, dass die Länder sich gegenseitig
nach unten konkurrieren. Genau das ist
in der Eurozone geschehen. Diese Einnah-
meausfälle wurden zum Teil durch stei-
gende Verschuldung ausgeglichen. In
Deutschland ist die Staatsquote infolge
großzügiger Steuergeschenke an Banken,
Unternehmen und Spitzenverdiener bei
gleichzeitiger Kürzung der Ausgaben zwi-
schen 1999 und 2008 um knapp 5 Prozent-
punkte gesunken. Das entspricht über
100 Milliarden Euro. Diese 100 Milliar-
den, die der öffentlichen Hand heute feh-
len, sind allerdings nicht einfach weg, son-
dern fließen Jahr für Jahr zusätzlich auf
die Konten der Begünstigten der Steuer-
senkungen: nahezu ausschließlich Bes-
ser- und Bestverdienende. Dieselben also,
die auch Hauptnutznießer der Bankenret-
tung waren.

Es ist also kein Zufall, dass in jüngster
Zeit nicht nur die öffentlichen Schulden,
sondern auch die privaten Vermögen ex-
plodiert sind. Laut einer Studie gibt es in
Deutschland derzeit etwa 830 000 Geld-
millionäre, deren Vermögen rasant zu-
nimmt. Insgesamt verfügt diese schmale
Schicht über ein Finanzvermögen von 2,2
Billionen Euro – mehr als Bund, Länder
und Gemeinden zusammen an Schulden
haben. Ähnliches gilt für die europäische
Ebene. Der World Wealth Report misst Fi-
nanzwerte von über 10 Billionen Dollar
in den Händen der europäischen Multimil-
lionäre. Die Staatsverschuldung aller EU-
Staaten liegt nur knapp darüber. Vor 13
Jahren war der europäische Geldadel übri-
gens erst halb so reich. Die Staatsverschul-
dung brauchte 15 Jahre, um sich zu ver-
doppeln.

Damit sind wir bei den tieferen Ursa-
chen der Krise. Die Deregulierung des
weltweiten Finanzsektors hat nämlich
nicht nur die Basis für gemeingefährliche
Zockergeschäfte mit Währungen, Lebens-
mitteln und Rohstoffen geschaffen. Vor al-
lem hat die Deregulierung den Geldhäu-
sern die Fähigkeit gegeben, das nötige
Schmiermittel solcher Geschäfte in nahe-
zu unbegrenztem Umfang selbst zu erzeu-
gen: Kreditgeld. So konnte das Finanzsys-
tem jahrelang ein globales Schulden-
wachstum finanzieren, das das reale
Wachstum um ein Vielfaches übertraf. Be-
sonders schnell stiegen dabei zunächst
nicht die öffentlichen, sondern die priva-
ten Schulden. Bei den Konsumenten wur-
den auf diese Weise Nachfrageausfälle
aufgrund stagnierender Löhne ausgegli-
chen. Aber auch in großen Unternehmen

floss dieses Geld – ganz wie in Goethes
Kaiserpfalz – kaum in Investitionen, son-
dern vor allem in Übernahmen und Ak-
tienrückkäufe, die Banken und Aktionäre
schnell reich machten.

Die Kluft zwischen Wirtschaftsleistung
und Schuldenberg wurde dadurch von
Jahr zu Jahr größer. In der Finanzkrise
2008 eskalierte dieser Widerspruch zum
ersten Mal, und die seither verfolgte Poli-
tik lässt sich auf einen kurzen Nenner
bringen: Sie tut alles, um eine Entwer-
tung der Schulden zu verhindern. Auf
Dauer kann das nicht gutgehen.

Wenn ein Markt ein Gut in größerer
Menge produziert, als es Abnehmer dafür
gibt, wird dieses Gut irgendwann entwer-
tet. Der Finanzmarkt hat weit mehr Schul-
den produziert, als wirtschaftlich tragbar
sind und sich aktuell refinanzieren las-
sen. Eine Politik, die sich mit allen Mit-
teln gegen eine Entwertung der Schulden

stemmt, kann also bestenfalls Zeit kau-
fen. Am Ende müssen Schulden – und da-
mit auch Vermögen – entwertet werden.
Die einzige Frage ist: wessen Vermögen.

Wird der Weg der Austerität bis zum
bitteren Ende weitergegangen, also bis
der Euro zerbricht und die Banken kolla-
bieren, wird das eine extreme Vermögens-
vernichtung zur Folge haben, die aller-
dings vor allem die Mittelschichten träfe.
Eurobonds wären nur ein weiterer Ver-
such, die Entwertung von Schulden durch
Vergemeinschaftung der Schuldenlast auf-
zuhalten. Die aktuellen Schwierigkeiten
des europäischen Rettungsschirms, Geld
bei privaten Investoren einzusammeln,
sprechen dafür, dass auch die Zinssätze
auf Eurobonds tendenziell steigen wür-
den. Wachsende Teile der europäischen
Steuereinnahmen würden so vom Zins-
dienst aufgezehrt. In nicht allzu langer
Zeit könnte die Eurozone mit Eurobonds
genau da stehen, wo Italien und Spanien
heute sind.

Statt für das entstandene Schuldende-
saster griechische Rentner, irische Staats-
bedienstete, italienische Arbeitslose und
deutsche Steuerzahler bluten zu lassen,
bietet sich als Alternative an, genau die
Vermögen heranzuziehen, die ihre Entste-
hung ebenjener neoliberalen Agenda ver-
danken, die auch die Staatsschulden eska-
lieren ließ. „Wer den Nutzen hat, soll
auch den Schaden tragen“, war für den
Freiburger Ökonomen Walter Eucken,
mit dessen Ordoliberalismus sich CDU
und FDP gern schmücken, die Bedingung
einer funktionierenden Wirtschaftsord-
nung. Die Zahlen zum Finanzvermögen
der europäischen Oberschicht zeigen:
Genug Geld wäre vorhanden, ohne eine

Lebensversicherung oder die Altersvor-
sorge mittlerer Einkommensbezieher an-
zutasten.

Solange die Staaten in ihrer Finanzie-
rung allerdings vom Goodwill der priva-
ten Kapitalmärkte abhängig sind, auf de-
nen die Interessen der Banker und ihrer
reichen Klientel den Ausschlag geben, ist
ein zu deren Lasten gehender Ausweg ver-
sperrt. Entscheidend ist daher, sich von
dieser Abhängigkeit zu befreien. Dazu
gäbe es ein einfaches Mittel: Der europäi-
sche Rettungsschirm EFSF müsste eine
Banklizenz erhalten, was ihm ermögli-
chen würde, sich zinsgünstig Liquidität
bei der EZB zu verschaffen. Mit diesem
Geld sollten dann allerdings nicht Staats-
anleihen auf dem Sekundärmarkt erwor-
ben, sondern niedrig verzinste Kredite di-
rekt an die Euro-Staaten vergeben wer-
den. Damit würde die öffentliche Hand
die Hoheit über die Zinssätze zurückge-
winnen – die sie in der unmittelbaren
Nachkriegszeit schon einmal hatte, als
sich etwa die Vereinigten Staaten durch
staatlich regulierte Niedrigzinsen ent-
schuldet haben. Inflationstreibend wäre
das nicht, solange sich die Kreditvergabe
in einem vernünftigen Rahmen bewegt.

Unter diesen Bedingungen müssten
sich die Staaten um die Ratings der Agen-
turen und die Launen der Investmentban-
ker nicht länger scheren. Die Zeiten, in de-
nen zur „Beruhigung der Märkte“ die De-
mokratie in Europa ausgehebelt wird, wä-
ren vorbei. Auch ein harter Schnitt bei
den Altschulden wäre dann ohne Angst
vor unkontrollierbaren Kettenreaktionen
durchsetzbar. Nicht nur in den Ländern,
die aktuell die größten Probleme haben,
sondern europaweit. Denn in Bezug auf
die Last ihrer Schulden sind viele deut-
sche Gemeinden doch längst in einer ähn-
lichen Lage wie Griechenland.

Banken und Versicherungen in Europa
müssten bei einem solchen Schulden-
schnitt staatlich rekapitalisiert werden.
Den dadurch als Eigentümer gewonne-
nen Einfluss können die Staaten aber nut-
zen, um die Großbanken zu verkleinern
und ihr Geschäftsmodell zu verändern.
Ergebnis sollte ein strikt regulierter Ban-
kensektor sein, der seine Aufgabe als Die-
ner der Realwirtschaft wieder wahr-
nimmt. Das Geld für die Rekapitalisie-
rung wäre durch eine einmalige europa-
weite Abgabe auf Vermögen oberhalb
eine Million Euro zu beschaffen. Wün-
schenswerte Nebenwirkung eines Schul-
denschnitts wäre übrigens eine beträchtli-
che Lichtung des Wildwuchses im Be-
reich der Hedgefonds und der Schatten-
banken.

Wem all das zu radikal erscheint, der
sollte die Alternative bedenken. Sie be-
steht nicht darin, dass alles bleibt wie bis-
her, sondern dass Demokratie und Sozial-
staatlichkeit in Europa endgültig zu Gra-
be getragen werden und der Wohlstand
vieler Europäer auf brutale Weise zer-
stört wird. Da sollte man es doch lieber
mit Goethes Kanzler halten: „Entschlüs-
se sind nicht zu vermeiden, wenn alle
schädigen, alle leiden . . .“
Sahra Wagenknecht ist stellvertretende Partei-
und Bundestagsfraktionsvorsitzende der Partei
Die Linke.

N achdem eine Ratingagentur nun
sogar dem Rettungsschirm die Bo-

nität abzusprechen droht, greift so
mancher in seinen fiskalischen Zylin-
der – und zieht das langohrigste Kanin-
chen heraus. Zum Beispiel Angela Mer-
kel, die verkündete: „Was eine Rating-
Agentur macht, das ist in der Verant-
wortung der Rating-Agentur.“ Was in
der Merkelschen Semantik bedeutet,
man dürfe ihr, gelinde gesagt, diese
Drohung sonst wo hinstecken. Kon-
struktiver als so ein regierungsamtli-
cher Götz von Berlichingen erscheint
der Vorschlag aus der CDU, eine euro-
päische Ratingagentur nach dem
Vorbild der Stiftung Warentest einzu-
richten, einer Anstalt, deren neuer
Chef ausgerechnet Hubertus Primus
heißt. Doch warum das Euro-Rating
nicht gleich ganz den Testern aus
Berlin überlassen? Dann könnte das
Magazin neben Strumpfhosen,
Zitronenentsaftern und Akkuschrau-
bern gleich auch Rettungsschirme un-
ter die Lupe nehmen. Stellt sich indes
die Frage: Was eigentlich ist ein „liqui-
der Schirm“? Hat er ein Loch, oder hat
er keins? Kriterien des Länderratings
sind ja neben anderen zum Beispiel
Herrschaftsstabilität (Belgien dürfte
da mit „mangelhaft“ abschneiden),
Pünktlichkeit (Spanien käme über ein
„ausreichend“ nicht hinaus), Rüstungs-
exporte (Deutschland exzellierte mit
„sehr gut“), Sexiness des Regierungs-
chefs (Italien lag bis vor kurzem mit
„gut“ vorne) oder Sommersprossen-
häufung (hier ist Irland spitze). Fliegt
die Nationalmannschaft in der Vorrun-
de einer Weltmeisterschaft raus, führt
das zur Abwertung – so wären die Nie-
derlande schon 2002 aus der Eurozone
gefallen. Statt Mikroben im Roquefort
sucht man nun eher nach historischer
Belastung. Der Warnhinweis „Ach-
tung, Kleinteile könnten sich lösen!“
wird dann nicht nur an Piratenschiffen
und Schokoeiern, sondern auch an der
Grenze zu Belgien aufscheinen. Und
selbst wenn das Urteil einmal vernich-
tend wäre (Griechenland in toto „man-
gelhaft“), sollte man sich nicht grä-
men: Wie es bei der Stiftung Warentest
üblich ist, werden die geprüften Pro-
dukte viermal im Jahr in Berlin ver-
steigert. Noch jemand ohne grie-
chische Insel?  jalu

Schluss mit Mephistos Umverteilung!

Seit fünfzig Jahren wird darüber
geredet, jetzt wird endlich gebaut. Das
bayerische Kabinett hat am gestrigen
Mittwoch beschlossen, in Regensburg
ein Museum der bayerischen Geschich-
te zu errichten. Eine gute Entscheidung
für einen passenden Standort: Am
Donaumarkt, am östlichen Rand der
seit fünf Jahren als Unesco-Welterbe fir-
mierenden Altstadt direkt am Fluss ge-
legen, soll ein Gebäude entstehen, des-
sen Kosten derzeit auf rund fünfzig Mil-
lionen Euro geschätzt werden. Nach
einem Architekten-Wettbewerb im
nächsten Jahr soll 2013 der Spatenstich
erfolgen; die Eröffnung ist für 2018 ge-
plant, dem Jahr, in dem der Freistaat
hundertsten Geburtstag feiert. Der Neu-
bau war begehrt: Zwei Dutzend weitere
Städte hatten sich als Standort bewor-
ben, zuletzt hatte Würzburg protestiert,
als Regensburgs Favoritenrolle durchsi-
ckerte. Das Haus orientiert sich am
multimedialen Konzept der jüngsten
Landesausstellungen. Es soll ein
Mitmach-Museum werden, vor allem
junge Besucher anlocken, energieau-
tark sein und mit Wechselausstellun-
gen die Entwicklung Bayerns im neun-
zehnten Jahrhundert sowie die Ge-
schichte des Freistaats und des Mythos
Bayern seit 1918 zeigen. Dazu soll
auch ein „Bavariathek“ genanntes Me-
dienarchiv beitragen.  hhm

Absichtliche Geldvernichtung, damit wenige noch reicher werden? Batman wird nicht mehr lange zuschauen: Der schurkische Joker verbrennt in „The Dark Knight“ Unsummen.    Foto Fotex

Als der Neoliberalismus die
Agenda der Politik bestimmte,
kannte die Schuldenmacherei
keine Grenzen mehr.
Gleichzeitig wurden die
Sozialleistungen gekürzt.

Stiftung Eurotest

Regensburg siegt
Landesmuseum für Geschichte

Auch Eurobonds werden nicht helfen: An der Finanzkrise ist nicht die Verschwendung sozialstaatlicher Politik schuld,
sondern die seit Jahren ungebremste neoliberale Politik. Am Ende steht eine Geldvernichtung, die auf undemokratische Weise
vor allem den Mittelstand und damit das europäische Breitenvermögen bedroht. Noch aber ist Zeit, die irrigen Erklärungen
und falschen Rezepte politisch zu korrigieren. Von Sahra Wagenknecht

„Wer den Nutzen hat, soll
auch den Schaden tragen.“
Für den Ökonomen Walter
Eucken war das die Bedin-
gung einer funktionieren-
den Wirtschaftsordnung.


